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M O T I O N von Daniel Häuptli (GLP, Zürich), Ruth Frei (SVP, Wald) und Lorenz Schmid 

(CVP, Männedorf) 
 
betreffend Einführung einer Gebühr für das Aufsuchen einer Notfallabteilung eines Spitals 
_____________________________________________________________________________ 
 
Wir bitten den Regierungsrat dem Kantonsrat den Entwurf für die gesetzlichen Grundlagen zu 
unterbreiten, der die Einführung einer Gebühr für die Inanspruchnahme der Notfallstation oder 
der vorgelagerten Notfallpraxis eines Spitals im Kanton Zürich ermöglicht.  
 
 Daniel Häuptli 
 Ruth Frei  
 Lorenz Schmid 
Begründung: 
 
Die Inanspruchnahme der Notfallstationen der Zürcher Spitäler hat in den letzten Jahren kon-
tinuierlich zugenommen. Gemäss santésuisse haben ambulante Notfälle in Spitälern schweiz-
weit zwischen 2007 und 2014 um 42% zugenommen. Dieser Anstieg ist nicht nur, jedoch  
immer mehr auf sogenannte Bagatell-Notfälle zurückzuführen, die adäquater beim Hausarzt,  
in einer Permanance oder in der lokalen Apotheke hätten behandelt werden können. Eine 
Studie aus dem Jahr 2009 kam zum Schluss, dass sieben von zehn Patienten die Dringlichkeit 
oder Gravität ihres Gesundheitsproblems falsch einschätzten. Auch eine Untersuchung am 
Kantonsspital Baden und am Bezirksspital Brugg von 2002 hält fest: 80 Prozent der Patienten, 
die sich selber einweisen, hätten problemlos bei einem Hausarzt behandelt werden können. 
 
Diese Entwicklung treibt die Kosten im Gesundheitswesen in die Höhe, sind doch Behandlun-
gen in einer Notfallstation eines Spitals gut und gerne doppelt so teuer im Vergleich zur 
Behandlung beim Hausarzt. Auch die Notfallpraxen, die einer Spitalnotfallstation vorgelagert 
sind, sind teurer, da die räumliche Nähe und Verfügbarkeit von Spitalinfrastruktur die Nachfrage 
nach diagnostischen Möglichkeiten fördert. 
 
Um die kostspiligen Konsultationen in Notfallstationen zu vermeiden, sind die aktuellen Bestre-
bungen in Form eines koordinierten kantonalen Notfalldienstes der Ärzte-, der Zahnärzte- und 
der Apothekerschaft zu begrüssen. Zusätzlich zu diesen Massnahmen soll mit einer Gebühr  
das Verhalten der Patientinnen und Patientien so beeinflusst werden, dass diese sich vermehrt 
Gedanken machen über Gravität und Dringlichkeit ihres Notfalls, und so zuerst die Per-
manence, einen Hausarzt oder die örtliche Apotheke aufsuchen. Eine Gebühr zwischen  
20 Franken und Franken 50 scheint angemessen.  
 
Selbst Notfallmediziner in den Notfallstation fordern finanzielle Massnahmen, um die Notfall-
stationen von Bagatell-Notfällen zu entlasten, ansonsten ein qualitativ hochstehendes Abarbei-
ten der wirklichen Notfälle massgeblich erschwert wird. 
 
Bei der Umsetzung ist darauf zu achten, dass die Gebühr direkt im Spital durch den Patienten  
in bar oder mittels elektronischer Zahlung entrichtet werden muss. Der Regierungsrat soll 
Ausnahmen regeln. Inbesondere gilt es, für den Fall eines akuten medizinischen Notfalls oder 
unmittelbarer Zahlungsunfähigkeit einen Alternativweg zur sofortigen Zahlung im Spital vor 
zusehen. Die Verrechnung der Gebühr durch das Spital bei der obligatorischen Krankenkasse 
des Patienten scheint eine sinnvolle Möglichkeit zu sein. Die Krankenkasse kann die Gebühr 
dann vom Versichterten zurückfordern (System des Tiers Payant). Damit ist sichergestellt,  
dass die Gebühr keinen negativen Einfluss auf den Zugang zu medizinischen Leistungen bei 
Personen in prekären finanziellen Verhältnissen hat. 
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